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VERWALTUNGSGERICHT DES KANTONS FREIBURG
III. VERWALTUNGSHOF

Sitzung vom 12. August 2003

Präsidentin:

Marianne Jungo

Richter:

Michel Wuilleret und Josef Hayoz

betreffend die Beschwerde vom 17. Dezember 2001

(3A 01 162)

eingereicht von

X, in Y, vertreten durch Z, Rechtsanwalt in Y;

gegen

den Entscheid der Sozialkommission des …., Y, vom 16. November 2001;

(Sozialhilfe. – Verweigerung einer materiellen Hilfe; Verletzung der Auskunftspflicht)

in Erwägung:
In tatsächlicher Hinsicht:

A.
Am 14. Dezember 1995 wurde X mit Verfügung des Friedensgerichts …der 
Beiratschaft unterstellt.



Vom 1. Juli 1997 bis zum 30. Juni 1999 bezog er Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung. Nach Ende der Anspruchsberechtigung übte er 
verschiedene temporäre Tätigkeiten aus und wurde vom regionalen Sozialdienst … 
(RSD) unterstützt, in Form materieller Hilfe, finanzieller Betreuung bei einem 
Beschäftigungsprogramm und des Einbezugs in soziale Eingliederungsmassnahmen.

Mit Entscheid vom 28. März 2001 verlängerte die Kommission die soziale 
Eingliederungsmassnahme für die Zeit vom 1. April bis zum 30. Juni 2001 unter der 
Bedingung, dass sich X als Stellensuchender beim regionalen 
Arbeitsvermittlungszentrum (RAV) melden müsse, um zunächst in den Genuss einer 
Arbeitslosenhilfe (BAHG-Massnahmen) und später von Arbeitslosenentschädigungen 
zu kommen.

Nachdem er sich anfangs April 2001 wieder beim RAV angemeldet hatte, erschien X 
nicht zum vereinbarten Termin vom 11. April 2001. Mit Brief vom 25. April 2001 
machte ihn der RSD darauf aufmerksam, dass seine mangelnde 
Kooperationsbereitschaft zur Verweigerung von BAHG-Massnahmen und 
Sozialhilfeleistungen führen könne.

B.
Am 25. Juni 2001 erneuerte X über seinen Beirat beim RSD sein Gesuch um 
materielle Hilfe, indem er ohne weitere Begründung geltend machte, er warte auf eine 
BAHG-Massnahme.

Am 5. Juli 2001 benachrichtigte das RAV den RSD darüber, dass X Ende April 2001 
seine Tätigkeit in der MIS abgebrochen habe, um bei der Firma B zu arbeiten, 
teilzeitlich bis zum 14. Juli und vollzeitlich bis zum 31. August 2001. Es wies auch 
darauf hin, dass X zweifellos eine selbständige Tätigkeit ausübe, dass er bis heute 
keinen Nachweis über die Suche nach einer Arbeitsstelle erbracht habe und dass 
seine Vermittlungsfähigkeit somit nicht erwiesen sei.


Der RSD teilte diese Informationen dem Beirat von X mit und forderte ihn auf, sein 
Sozialhilfegesuch nochmals zu überprüfen.


Am 24. August 2001 benachrichtigte das RAV den RSD, das Dossier von X sei 
geschlossen worden, da dieser wiederum nicht zum festgesetzten Termin erschienen 
sei, mit der Begründung, er sei durch eine Gelegenheitsarbeit daran verhindert. 
Zudem habe er die verlangten Nachweise einer Stellensuche nicht geliefert. Auch 
diese Information wurde dem Beirat von X übermittelt.

In seiner Antwort vom 30. August 2001 an den RSD erklärte dieser, sein Schützling 
habe mit seiner Tätigkeit bei der Firma B einen Lohn von Fr. 570.- im Mai und von Fr. 
760.- im Juni 2001 erzielt, und seine Hoffnungen auf eine Vollzeittätigkeit im Juli und 
August hätten sich nicht erfüllt. Er bestätigte, X wünsche eine teilzeitliche oder 
befristete Erwerbstätigkeit auszuüben, um wieder seinem Beruf als 
selbständiger Fotograf nachgehen zu können. Im Weiteren gab er an, X habe nach 
Stellen gesucht und er werde die Nachweise dafür vorlegen. Diese wurden dem RSD 
am 12. September 2001 zugestellt. 

C.
Mit Entscheid vom 27. September 2001 lehnte es die Sozialkommission ab, auf das 
im Namen von X eingereichte Gesuch um finanzielle Hilfe einzutreten, mit der 
Begründung, X übe eine selbständige Tätigkeit aus, seine Nebeneinkünfte seien nicht 
bekannt, und sie sei deshalb nicht in der Lage zu beurteilen, ob es sich um einen Fall 
von Bedürftigkeit handle.

D.
Am 25. Oktober 2001 erhob X Einsprache gegen diesen Entscheid. Im Wesentlichen 
stritt er die Ausübung einer selbständigen Berufstätigkeit ab, abgesehen von einigen 
kleinen Fotoarbeiten und gelegentlichen Hilfeleistungen für einen Freund bei der 
Organisation von Heisslustballonflügen. Die hierbei erzielten Beträge beliefen sich 
seinen Angaben nach auf 100 oder 200 Franken im Monat.
E.
Mit Entscheid vom 16. November 2001 wies die Sozialkommission die Einsprache 
von X ab und teilte mit, nach einer erneuten Prüfung des Dossiers bleibe sie bei 
ihrem Entscheid vom 27. September 2001. Sie vertrat die Auffassung, X habe die 
gewünschte Zusammenarbeit mit dem RAV nicht erbracht und namentlich habe er 
diese Stelle nicht über die Einstellung der beruflichen Massnahme informiert. Dies 
habe zur Folge gehabt, dass er ab September 2001 keine weitere BAHG-Massnahme 
mehr genoss, die es ihm erlaubt hätte, Einkünfte zu erzielen und somit eine 
Beanspruchung der Sozialhilfe zu vermeiden.
F.
Gegen diesen Entscheid erhob X über seinen Beirat am 17. Dezember 2001 
Beschwerde beim Verwaltungsgericht, mit dem Begehren, der Entscheid sei unter 
Kostenfolge aufzuheben und rückwirkend auf den 1. Juli 2001 sei eine materielle Hilfe 
zu gewähren. Er ersuchte auch um die vollumfängliche unentgeltliche Rechtspflege 
für das Beschwerdeverfahren und die Bezeichnung eines Amtsverteidigers in der 
Person seines Anwalts. Für seine Beschwerde machte er geltend, dass er zu dem 
Zeitpunkt, als die vorher gewährte materielle Hilfe gestrichen wurde, weder über 
finanzielle Mittel noch über Vermögen verfügt habe. Somit habe ihn die beklagte 
Behörde des verfassungsrechtlich geschützten Existenzminimums beraubt, und dies 
zudem unbegründet. Er stritt ab, gegen seine Mitwirkungspflicht verstossen zu haben, 
sowohl gegenüber dem RAV als auch gegenüber dem RSD.
G.
In ihrer Stellungnahme vom 17. Januar 2002 beantragte die beklagte Behörde die 
Abweisung der Beschwerde. Sie bestätigte, dass es ihr mangels genügender 
Auskünfte unmöglich gewesen sei zu ermitteln, ob eine Situation von Bedürftigkeit 
vorliege. Insbesondere habe der Beschwerdeführer keine Abrechnung über seine 
Nebenbeschäftigungen vorgelegt und nicht nachgewiesen, dass er nicht mehr als 
selbständiger Fotograf arbeite. Zudem focht sie die Behauptungen des 
Beschwerdeführers an, wonach dessen nicht deklarierte Nebeneinkünfte unerheblich 
gewesen seien, indem sie darauf hinwies, sie selbst habe ihm den Betrag von 2'450.- 
Franken als Honorar für Fotoarbeiten ausgerichtet. Die beklagte Behörde erinnerte im 
Übrigen daran, dass sie in einer ersten Zeit und während der 9 Monate der sozialen 
Eingliederungsmassnahme die Nebentätigkeit des Beschwerdeführers akzeptiert und 
unterstützt habe. Jedoch habe sie in der Folge verlangt, dass es sich beim RAV 
anmelden solle, um eine Stelle zu finden oder gegebenenfalls in ein BAHG-
Programm aufgenommen zu werden und erneut Anspruch auf Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung zu haben. Aufgrund seines Verhaltens habe das RAV 
jedoch seine Anmeldung annulliert; zudem habe der Beschwerdeführer die soziale 
Eingliederungsmassnahme abgebrochen, ohne das RAV oder den RSD darüber in 
Kenntnis zu setzen. Damit habe er klar gegen seine Mitwirkungspflicht verstossen, 
und zudem habe er zusätzlich zur Sozialhilfe einen Lohn bezogen. Schliesslich 
unterstrich die beklagte Behörde den klar manifestierten Willen des Interessierten, 
weiterhin als Selbständiger zu arbeiten, was im vorliegenden Fall eine fragwürdige 
Haltung sei, denn die Sozialhilfe habe nicht zum Ziel, selbständig Arbeitenden ein 
Ersatzeinkommen zu verschaffen, sondern wirklich bedürftigen Personen ein 
Existenzminimum zu gewährleisten.


H.
In seinen Gegenbemerkungen vom 1. März 2002 bestritt X kategorisch die Ausübung 
einer Tätigkeit als Selbständiger; unter diesen Umständen sei es ihm unmöglich, 
einen Einkommensnachweis zu erbringen. Auf jeden Fall trügen ihm seine seltenen 
Fotoaufträge höchstens 150.- Franken monatlich ein, und die für den RSD 
ausgeführte Arbeit sei eine Ausnahme gewesen. Er wandte sich auch gegen die 
Vorwürfe betreffend die schlechte Zusammenarbeit mit dem RSD und dem RAV und 
bestritt den Missbrauch der Sozialhilfe. Im Gegenteil habe er stets alles getan, um 
persönlich für seinen Bedarf aufzukommen.

I.
Am 1. März 2002 beantragte X vorsorgliche dringende Massnahmen in Form einer für 
die Deckung seines Existenzbedarfs nötigen materiellen Hilfe, rückwirkend auf den 1. 
Januar 2002. Er stützte sein Gesuch auf das Argument, dass er sich in einer Notlage 
befinde, die von der beklagten Behörde nicht bestritten werden könne; diese habe 
ihm ja seit August 1999 eine materielle Hilfe gewährt und nichts erlaube heute eine 
Widerlegung dieser Notlage.


J.
Die Sozialkommission beantragte die Abweisung dieses Antrags am 13. März 2002. 
Sie unterstrich, dass man seit August 1999 zu bestimmten Zeiten eine Notlage habe 
anerkennen können, dass eine solche jedoch nicht mehr mit Gewissheit 
nachzuweisen sei. Im Übrigen sei zwar das neue Unterstützungsgesuch am 1. Juni 
2001 ohne Begründung eingereicht worden, jedoch seien dem RSD erst drei Monate 
später die von ihm verlangten ergänzenden Auskünfte erteilt worden. Die 
Sozialkommission fügte hinzu, dass X gemäss ihren Informationen im Januar 2002 
gearbeitet habe, verunfallt sei und Taggelder der Unfallversicherung beziehen 
könnte.



K.
Am 15. April 2002 bestätigte X, vom 21. Dezember 2001 bis zum 31. Januar 2002 bei 
der Firma Z in … gearbeitet zu haben. Deshalb änderte er sein Begehren dahin 
gehend, dass er lediglich ab dem 1. Februar 2002 eine dringende Sozialhilfe 
verlangte.



Nachdem er in den Genuss von Taggeldern als Erwerbsausfallentschädigung kam, 
zog X sein Gesuch um vorsorgliche dringende Massnahmen am 16. April 2002 
zurück.


In rechtlicher Hinsicht:

1.a)
Nach Artikel 36 SHG können Einspracheentscheide mit Beschwerde beim 
Verwaltungsgericht angefochten werden.



X, vertreten durch seinen Beirat, der vom Friedensgericht … ermächtigt ist, in dieser 
Sache zu plädieren, ist parteifähig (Art. 37 Bst. a des Sozialhilfegesetzes; SHG; SGF 
831.0.1), .


Die am 17. Dezember 2001 erhobene Beschwerde gegen einen 
Einspracheentscheid, der dem Empfänger am 16. November 2001 geschickt, von 
diesem jedoch frühestens am 17. November 2001 erhalten wurde, ist in der 
vorgeschriebenen Frist und Form erfolgt (Art. 79-81 des Gesetzes über die 
Verwaltungsrechtspflege, VRG; SGF 150.1).



Es kann deshalb formal auf sie eingetreten werden.
1.b)
Nach Artikel 77 VRG kann mit Beschwerde gerügt werden: Verletzung des Rechts 
einschliesslich Überschreitung oder Missbrauch des Ermessens (Bst. a) und 
unrichtige oder unvollständige Feststellung des rechtserheblichen Sachverhalts (Bst. 
b). Unangemessenheit (Art. 78 Abs. 2 VRG) kann hingegen nur gerügt werden, wenn 
die Angelegenheit das Gebiet der öffentlichen Abgaben oder der 
Sozialversicherungen betrifft (Bst. a) oder wenn die Angelegenheit der Beschwerde 
an eine zur Überprüfung dieser Rüge befugte Bundesbehörde unterliegt (Bst. b) oder 
ein Gesetz diesen Beschwerdegrund ausdrücklich vorsieht (Bst. c). 



Die Sozialhilfe fällt nicht in das Rechtsgebiet der Sozialversicherungen, obwohl sie 
diesen in gewissem Masse nahe steht. Daher und mangels ausdrücklicher 
gesetzlicher Befugnis kann das Verwaltungsgericht nicht auf die Angemessenheit des 
angefochtenen Entscheids eingehen.



1.c)
Im vorliegenden Fall muss vorgängig hervorgehoben werden, dass der 
Streitgegenstand sich ausschliesslich auf den Anspruch des Beschwerdeführers auf 
eine materielle Hilfe für die Zeit vom 1. Juli 2001 (dem Datum, ab dem er um 
materielle Hilfe ersuchte) bis zum 21. Dezember 2001 (dem Datum, ab dem der 
angefochtene Entscheid aufgehört hat wirksam zu sein) erstreckt. Es ist erwiesen, 
dass der Beschwerdeführer seither nicht bedürftig war, zumindest vorübergehend, 
und dass er durch die Ausübung einer Berufstätigkeit, dann, infolge eines Unfalls, 
durch die Taggelder der Unfallversicherung für seinen Bedarf aufgekommen ist. Ein 
neues, nach diesen Monaten finanzieller Selbständigkeit eingereichtes 
Sozialhilfegesuch würde zwingend die umfassende Neuprüfung des Antragstellers 
erfordern und demzufolge einen neuen Entscheid der ersten Instanz.



2.a)
Das SHG regelt die von den Gemeinden und vom Staat gewährte Sozialhilfe an 
Personen, die im Kanton wohnen, sich hier aufhalten oder vorübergehend hier sind 
(Art. 1 Abs. 1 SHG). Als bedürftig gilt, wer sich in sozialen Schwierigkeiten befindet 
oder nicht ausreichend oder nicht rechtzeitig mit eigenen Mitteln für seinen 
Lebensunterhalt aufkommen kann (Art. 3 SHG).



Nach Artikel 4 SHG umfasst die Sozialhilfe die Vorbeugung, die persönliche Hilfe und 
die materielle Hilfe (Abs. 1). Die Vorbeugung umfasst jede allgemeine oder 
besondere Massnahme, mit der die Beanspruchung persönlicher oder materieller 
Hilfe vermieden werden kann (Abs. 2). Die persönliche Hilfe umfasst namentlich das 
Gespräch, die Information und die Beratung (Abs. 3). Die materielle Hilfe ist eine 
Leistung, die in Bargeld oder in Naturalien geleistet wird (Abs. 4).



2.b)
Art und Umfang der Sozialhilfe werden durch die Vorschriften des SHG und seines 
Ausführungsreglements (ARSHG; SGF 831.0.11) bestimmt sowie durch den 
Beschluss über die Richtsätze für die Bemessung der materiellen Hilfe nach dem 
Sozialhilfegesetz (SHG 831.0.12). So beträgt nach diesem Beschluss (s. Art. 1, 2 und 
5) die Deckung des Existenzbedarfs für eine allein stehende Person monatlich 1'055.- 
Franken für ihren Lebensunterhalt plus die Mietkosten (Nebenkosten inbegriffen) und 
die Kosten für die medizinische Grundversorgung (konservierende 
Zahnbehandlungen inbegriffen).



In seiner Botschaft zum Entwurf des Sozialhilfegesetzes in der Fassung von 1991, 
deren Erwägungen nach wie vor Gültigkeit haben, erinnerte der Staatsrat daran, dass 
die erteilte Hilfe in erster Linie eine persönliche Hilfe in Form von Beratung und 
Informationen sein solle, die es dem Gesuchsteller erlaube, mit den ihm verfügbaren 
Mitteln für sich zu sorgen und nicht wieder in die Abhängigkeit oder Mittellosigkeit zu 
fallen, in der er sich befindet. Erst wenn diese Mittel erschöpft sind, tritt die eigentliche 
materielle Hilfe auf den Plan. Diese ist somit eine der letzten Hilfen, und es besteht 
auch kein Rechtsanspruch auf sie, anders als bei den ohne Gegenleistung von der 
öffentlichen Hand erteilten Sozialleistungen wie den Ergänzungsleistungen oder der 
Verbilligung der Krankenversicherungsprämien. Die Sozialhilfe als solche ist kein 
garantiertes Mindesteinkommen, das unter bestimmten gesetzlich definierten 
Voraussetzungen geschuldet würde. Es handelt sich um eine Hilfe, die aufgrund einer 
individuellen Abklärung des tatsächlichen Bedarfs des Gesuchstellers gewährt wird 
Botschaft Nr. 272 vom 12. März 1991, III, Ziffer 2), um ihn zur Teilnahme am aktiven 
und sozialen Leben zu ermutigen und auch sein Verantwortungsbewusstsein und 
seine Eigenverantwortung zu stärken (s. auch nicht veröffentlichter 
Verwaltungsgerichtsentscheid vom 14. Juli 2000 in der Sache A).



2.c)
Jedoch wird die Sozialhilfe nur so weit gewährt, als die bedürftige Person nicht 
gemäss den Bestimmungen des Schweizerischen Zivilgesetzbuches von ihren 
Familienangehörigen unterhalten werden oder andere gesetzliche Leistungen geltend 
machen kann, auf die sie Anspruch hat (Art. 5 SHG).



Diese Vorschrift bestätigt den Grundsatz der Subsidiarität der Sozialhilfe. So werden 
die Sozialhilfeleistungen nur gewährt, wenn die bedürftige Person nicht selbst für 
ihren Bedarf  aufkommen kann (Möglichkeit der Selbstversorgung), wenn sie nicht 
von Dritten unterstützt wird (Versicherungsleistungen, Darlehen, Beitragsleistungen, 
freiwillige Leistungen Dritter usw.) oder wenn die Hilfe nicht rechtzeitig gewährt 
worden ist. Dieser Grundsatz unterstreicht den Ergänzungscharakter der Sozialhilfe 
und verlangt, dass alle anderen Möglichkeiten schon ausgeschöpft worden sind, 
bevor Leistungen der öffentlichen Unterstützung erteilt werden. Insbesondere 
schliesst er die Wahl zwischen den Quellen der zuerst in Frage kommenden Hilfe und 
der öffentlichen Sozialhilfe aus (F. Wolffers, Grundlagen des Sozialhilferechts, 1995, 
S. 77).



Der Grundsatz der Selbstversorgung verpflichtet den Gesuchsteller, alles in seiner 
Macht Stehende zu unternehmen, um seine bedürftige Lage mit eigenen Mitteln zu 
überwinden oder diese Situation zu beheben. In Frage kommen hier insbesondere 
die Verwendung des Einkommens oder des verfügbaren Vermögens sowie die 
Ausschöpfung der eigenen Arbeitsmöglichkeiten. Subsidiär zum Grundsatz der 
Selbstversorgung werden die Leistungen der Sozialhilfe unter der Voraussetzung 
gewährt, dass alle privatrechtlichen und öffentlich rechtlichen Ansprüche des 
Gesuchstellers erschöpft sind und oder keine Leistung Dritter ausgerichtet worden ist 
(Wolffers, S. 78).


2.d)
Im Übrigen muss nach Artikel 24 SHG die um Sozialhilfe nachsuchende Person den 
Sozialdienst vollständig über ihre persönliche und finanzielle Situation Auskunft 
geben und die zur Abklärung erforderlichen Unterlagen einreichen (Abs. 1). Die 
materielle Hilfe kann verweigert werden, wenn der Gesuchsteller die für die 
Abklärung erforderlichen Unterlagen nicht einreicht. Sie kann jedoch einer bedürftigen 
Person nicht verweigert werden, selbst wenn diese persönlich für ihren Zustand 
verantwortlich ist (Abs. 2). Die Hilfeempfängerin oder der Hilfeempfänger hat dem 
Sozialdienst jegliche Änderung in ihren oder seinen Verhältnissen unverzüglich zu 
melden (Abs. 3).



Der Verstoss gegen die Mitwirkungspflicht kann dazu führen, dass es teilweise oder 
ganz unmöglich ist, die rechtserhebliche Sachlage festzustellen. Das 
Verwaltungsgericht hatte schon Gelegenheit zu bestätigen, dass unter besonderen 
Umständen in Anwendung von Artikel 24 Abs. 2 SHG die Erteilung einer materiellen 
Hilfe verweigert werden kann. Dies ist der Fall, wenn mangels Mitarbeit des 
Gesuchstellers dessen Bedürftigkeit nicht feststeht. Es handelt sich dann um eine 
Ablehnung des Sozialhilfegesuchs, die von einem Leistungsentzug zu unterscheiden 
ist. Die Frage des Entzugs oder der Kürzung der Sozialhilfe stellt sich effektiv nur, 
wenn der Unterstützungsbedarf nachgewiesen ist (s. Wolffers, S. 186 und 188 ff.; 
Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe, Richtlinien für die Ausgestaltung und 
Bemessung der Sozialhilfe, 2. Auflage 1998, Kap. A.8.1 und A.8.4; 
Verwaltungsgerichtsentscheid vom 28. März 2000 in der Sache M).



Bei einer Verletzung der Auskunfts- und Mitwirkungspflicht kann die 
Sozialhilfebehörde nicht ohne weiteres die Erteilung der Leistungen ablehnen. 
Zunächst muss sie den Gesuchsteller auf die möglichen Folgen dieser 
Pflichtverletzung aufmerksam machen und ihm eine weitere Frist erteilen, damit er 
diesen Pflichten nachkommen kann. Auf alle Fälle kommt die Verweigerung oder der 
Entzug von Sozialhilfeleistungen erst in Betracht, wenn die Informations- und 
Mitwirkungspflichten so erheblich missachtet wurden, dass die Behörde unmöglich 
regulär über ein Sozialhilfegesuch entscheiden kann. Dies ist zum Beispiel der Fall, 
wenn ein Gesuchsteller sich weigert, Auskünfte über seine Einkünfte oder über sein 
Vermögen zu erteilen.


3.a)
Im vorliegenden Fall gelangte der Beschwerdeführer im Juli 1999 zum ersten Mal an 
den RSD und erhielt eine materielle Sozialhilfe vom 1. Januar 2000 bis zum 28. 
Februar 2000. Nachdem er ab dem 1. März 2000 eine befristete Beschäftigung 
gefunden hatte, beanspruchte er die Sozialhilfe nicht mehr bis zum September 2000. 
Ab 1. Oktober 2000 verschaffte ihm der RSD eine soziale 
Eingliederungsmassnahme, die bis zum 30. Juni 2001 verlängert wurde. Diese hatte 
zum Zweck, es dem Beschwerdeführer zu erlauben, sich der Welt der Fotografie 
wieder zu nähern und dort dank der in dieser Zeit geknüpften Kontakte eventuell eine 
Beschäftigung zu finden. Der Beschwerdeführer verzichtete jedoch ab Ende April 
2001 auf diese Massnahme, um als Magaziner zu arbeiten. Indem er dies tat, zeigte 
er auf, dass keiner Sozialhilfe mehr bedurfte, zumindest vorläufig.



Am 25. Juni 2001 ersuchte er jedoch durch Vermittlung seines Beirats erneut um eine 
materielle Hilfe ab 1. Juli 2001 „in Erwartung eines BAHG-Programms“. Im Rahmen 
der Untersuchung dieses Gesuchs erfuhr der RSD, dass der Beschwerdeführer die 
soziale Eingliederungsmassnahme aufgegeben hatte und eine befristete 
Beschäftigung angenommen hatte, in Teilzeit bis Ende Juni und Vollzeit bis Ende 
August 2001. Der RSD forderte deshalb den Beirat von X auf, sein Gesuch nochmals 
zu überarbeiten. Dieser beschränkte sich auf die am 4. Juli 2001 erfolgte Antwort, der 
Beschwerdeführer habe während des Monats Mai gearbeitet, er arbeite auf Abruf und 
für den Juli sei nichts abgemacht.


3.b)
Angesichts dieser Tatsachen ist augenfällig, dass der RSD nicht schlicht und einfach 
mit der Ausrichtung einer materiellen Hilfe an den Beschwerdeführer fortfahren 
konnte, unter dem Vorwand, dass dieser schon seit 1999 mit Unterbrechungen 
Sozialhilfe erhalten hatte. Vor einem Entscheid über dieses neue Gesuch – das 
eingereicht wurde, als angenommen wurde, dass der Beschwerdeführer einer 
Erwerbstätigkeit nachgehe, für die er sein Eingliederungsprogramm verlassen hatte, 
ohne dies dem RSD zu melden – musste sich der Sozialdienst im Gegenteil 
vergewissern, ob der Gesuchsteller wirklich in einer bedürftigen Lage und somit sein 
Gesuch wohlbegründet sei. Eine vollständige Neuprüfung der finanziellen Lage von X 
war in diesem Fall umso gerechtfertigter, als dieser während mehreren Monaten zu 
50% im Rahmen einer sozialen Eingliederungsmassnahme beschäftigt worden war, 
einer Tätigkeit, die ihm die Möglichkeit liess, ebenfalls teilzeitlich seinen Beruf als 
selbständiger Fotograf bzw. andere Gelegenheitsarbeiten wahrzunehmen. 
Ausserdem war er seit April 2001 beim RAV gemeldet, um ab Juni in den Genuss 
einer BAHG-Massnahme und dann von Arbeitslosenentschädigungen zu kommen. 
Wichtig war es auch zu bestimmen, ob er künftig in den Genuss von Leistungen der 
Unfallversicherung kommen könne.


3.c)
Obwohl also der RSD auf genaue Auskünfte über die berufliche und finanzielle Lage 
des Beschwerdeführers wartete, um über sein Sozialhilfegesuch zu entscheiden, 
meldete sich X erst drei Monate später in aller Kürze durch seinen Beirat. Während 
dieser ganzen Zeit – und übrigens bis zu seiner Einsprache vom 25. Oktober 2001 – 
machte der Beschwerdeführer in keiner Weise geltend, dass er einer finanziellen Hilfe 
bedürfe, um für sein Existenzminimum aufkommen und seine laufenden Rechnungen 
bezahlen zu können. Insbesondere ersuchte er zu keinem Zeitpunkt um Nothilfe. In 
seiner Stellungnahme vom 30. August 2001 wurde ebenfalls nicht geltend gemacht, 
dass sich X in einer Notlage oder einer Phase erheblicher finanzieller Schwierigkeiten 
befunden hätte.



Es liegt auf der Hand, dass wegen der Untätigkeit des Beschwerdeführers und seiner 
völligen Missachtung der Pflicht, die Behörde über seine Existenzmittel zu 
informieren, diese nicht prüfen konnte, ob eine Bedürftigkeit gegeben sei, die 
Sozialhilfemassnahmen erfordere. Solche hätten nicht notwendigerweise in einer 
materiellen Hilfe bestanden; der RSD hätte sehr wohl den Wiedereintritt des 
Beschwerdeführers in die soziale Eingliederungsmassnahme, die er vorzeitig 
abgebrochen hatte, oder eine andere soziale Eingliederungsmassnahme vorschlagen 
können. Demzufolge steht der am 27. September 2001 erstinstanzlich gefällte 
Entscheid der Sozialkommission ausserhalb jeder Kritik, insoweit als er die Periode 
von Juni bis September 2001 betrifft. Im Nachhinein muss festgestellt werden, dass 
der Beschwerdeführer ungeachtet des von seinem Beirat am 1. Juni 2001 
eingereichten Sozialhilfegesuchs für seinen elementarsten Bedarf aufkommen 
konnte, ohne die öffentliche Hand zu beanspruchen. In Anbetracht des subsidiären 
Charakters der Sozialhilfe durfte eine materielle Hilfe für diesen Zeitraum nicht in 
Betracht kommen.


4.a)
In ihrem Einspracheentscheid hielt die Sozialkommission fest, dass der Interessierte 
nicht die volle vom RAV gewünschte Mitarbeit erbracht habe, so dass er sich der 
Möglichkeit beraubte, ab September in den Genuss einer anderen BAHG-
Massnahme zu gelangen. Indem sie die mangelnde Mitwirkung des Interessierten 
geltend machte, verweigerte sie ihm eine Sozialhilfe aufgrund von Artikel 5 SHG. 
Nach dieser Bestimmung wird die Sozialhilfe gewährt, so weit die bedürftige Person 
nicht gemäss den Bestimmungen des Schweizerischen Zivilgesetzbuches von ihrer 
Familie unterhalten werden oder andere gesetzliche Leistungen, auf die sie Anspruch 
hat, geltend machen kann.



4.b)
Hier muss in Erinnerung gerufen werden, dass der RSD und das RAV verschiedene 
Strukturen bereitgestellt hatten, um die finanzielle Autonomie des 
Beschwerdeführers zumindest für eine bestimmte Zeit sicherzustellen. Nach der 
sozialen Eingliederungsmassnahme – und wenn immer noch nachweislich 
Hilfebedarf bestand – hätte der Beschwerdeführer in den Genuss einer BAHG-
Massnahme und dann von Arbeitslosenentschädigungen gelangen können. Die 
Anmeldung des Beschwerdeführers beim RAV wurde jedoch im August 2001 
gestrichen. Dieser Entscheid wurde nicht angefochten, und es obliegt deshalb dem 
Verwaltungsgericht nicht, ihn in Frage zu ziehen. Es kann lediglich zusammen mit der 
erstinstanzlichen Behörde feststellen, dass der Beschwerdeführer durch sein 
Verhalten nicht in den Genuss öffentlich rechtlicher Leistungen gelangt ist, die er 
hätte beanspruchen können.



Jedoch stützt sich die Sozialkommission fälschlicherweise auf diese Begründung, um 
dem Beschwerdeführer eine Sozialhilfe zu verweigern. Wegen seines Verhaltens hat 
der Beschwerdeführer den Anspruch auf gesetzliche Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung verloren, die – sofern sie ausreichend gewesen wären – in 
Anwendung von Artikel 5 SHG die Ausrichtung einer materiellen Hilfe 
ausgeschlossen hätten. Seine gewiss anfechtbare Haltung gegenüber dem RAV 
rechtfertigt aber noch nicht die Verweigerung von Sozialhilfe. Während verschiedene 
Sozialversicherungen die Kürzung, Verweigerung oder Streichung von Leistungen 
vorsehen, wenn der Bezüger oder die Bezügerin gegen die gesetzten 
Anforderungen verstösst, kann das Verhalten der um Sozialhilfe ersuchenden Person 
keine Hilfeverweigerung begründen, wenn und so weit deren Bedürftigkeit 
nachgewiesen ist. Das Recht auf Sozialhilfe lehnt sich nämlich nicht an das 
Kausalitätsprinzip an, sondern geht nach dem Grundsatz der Zweckbestimmung. Wie 
aus Artikel 24 Abs. 2, 2. Satz SHG hervorgeht, kann die Sozialhilfe einer bedürftigen 
Person nicht verweigert werden, auch wenn diese persönlich für ihre Situation 
verantwortlich ist.



5.a)
Nach Artikel 95 Abs. 3 VRG ist die Behörde in keinem Fall an die von den Parteien 
vorgebrachten Begründungen gebunden. Somit kann sie eine Beschwerde aus 
anderen Gründen als denjenigen, die von der erstinstanzlichen Behörde geltend 
gemacht wurden, abweisen. Im vorliegenden Fall hat die erstinstanzliche Behörde 
unabhängig von den Erwägungen zu ihrem Einspracheentscheid es zu Recht 
abgelehnt, dem Beschwerdeführer eine Sozialhilfe zu gewähren.



5.b)
Tatsächlich hatte die Sozialkommission in ihrem Entscheid vom 27. September 2001 
ausdrücklich gesagt, es sei ihr nicht möglich zu beurteilen, ob ein Fall von 
Bedürftigkeit gegeben sei, da ihres Wissens der Beschwerdeführer selbständig tätig 
sei und seine Einkünfte nicht bekannt seien. In seiner Einsprache erteilte der 
Beschwerdeführer jedoch nur sehr summarische Informationen über seine finanzielle 
Lage, die er im Übrigen durch keinen stichhaltigen Beleg bescheinigte. Seiner 
Einsprache ist namentlich zu entnehmen, dass er wöchentlich 150.- Franken für 
Ernährung, Körperpflege und Haushalt beziehe, dass er nur einige kleine Arbeiten 
ausführe, die ihm im Monat höchstens 200.- Franken einbrächten und dass er nicht 
über die nötige Infrastruktur für die Tätigkeit als selbständiger Fotograf verfüge. 
Angesichts dieser unvollständigen Angaben konnte die Bedürftigkeit des 
Beschwerdeführers nicht nachweisbar festgestellt werden.



Es liegt klar auf der Hand, dass die vom Beschwerdeführer in seiner Einsprache vom 
25. Oktober 2001 angegebenen rund 350.- Franken monatlicher Einkünfte nicht 
ausreichen konnten, um ab Juli 2001 sein Existenzminimum sicherzustellen. Jedoch 
steht im Nachhinein fest, dass er bis dahin ohne Sozialhilfe für seinen Bedarf 
aufkommen konnte. Daraus geht klar hervor, dass er zusätzliche finanzielle Hilfe 
bezog, über deren Herkunft er sich absichtlich ausschwieg. Diese stammte 
möglicherweise aus von ihm ausgeübten Tätigkeiten oder bestand in der freiwilligen 
Hilfe seiner Angehörigen.



5.c)
Ungeachtet der Behauptungen des Beschwerdeführers – er machte geltend, sein 
Fotomaterial sei alt und in schlechtem Zustand, und dies schliesse jede selbständige 
Tätigkeit aus – scheint unbestreitbar, dass er seine Tätigkeit als selbständiger 
Fotograf nicht aufgegeben hat. Er selbst räumte im Übrigen ein, einige kleine 
Arbeiten im Bereich der Fotografie ausgeführt zu haben. Zudem stellte er sich in 
seinen Stellenbewerbungen mehrmals als selbständiger Fotograf vor, der über 
digitales Material und über einen Internetanschluss verfüge. Auf seiner Website …….. 
stellt er sich ebenfalls als „selbständiger Fotograf seit 1984“ vor. Somit konnte er 
diesen Tatbestand schlecht abstreiten. Die Zahl der von ihm ausgeführten Aufträge 
oder die Höhe der aus dieser Tätigkeit stammenden Einkünfte – die er im Übrigen der 
Steuerbehörde nicht angab – ändert nichts an seinem nachweislichen und 
eingestandenen beruflichen Status. Dazu kommt, dass der Beschwerdeführer für 
einen Organisator von Heissluftballonflügen in Y gearbeitet hat.



Unter dem Gesichtspunkt der Sozialhilfe war der Beschwerdeführer aber verpflichtet, 
bei der auch nur teilzeitlichen Ausübung einer bezahlten Tätigkeit seriös über seine 
beruflichen Einkünfte Buch zu führen. Denn entgegen seiner Annahme konnten die 
erzielten Einkünfte auf keinen Fall als Nebeneinkünfte betrachtet werden, die es ihm 
erlaubten „ein wenig Informatikmaterial zu kaufen oder das Gewöhnliche ein bisschen 
aufzubessern“. Im Gegenteil, sie bildeten, selbst wenn sie bescheiden waren, sein 
Haupteinkommen, das nötigenfalls durch eine materielle Hilfe nur ergänzt werden 
konnte, aufgrund des Subsidiärcharakters der Sozialhilfe. Demzufolge mussten die 
Einkünfte des Beschwerdeführers der um Sozialhilfe angegangenen Behörde 
unbedingt mitgeteilt werden. Der Beschwerdeführer wusste dies, hatte doch die 
Sozialkommission in ihrem ersten Entscheid klar ausgedrückt, sie sei nicht in der 
Lage, das Vorliegen einer bedürftigen Situation zu beurteilen, da ihr die Einkünfte des 
Interessierten nicht bekannt seien. Sie hatte ihn sogar auf die unangenehmen Folgen 
aufmerksam gemacht, die seine mangelnde Mitwirkung haben könnte. Der 
Beschwerdeführer hat jedoch nicht reagiert. Insbesondere lieferte keinen Beleg 
seiner jetzigen und früheren Buchhaltung und gab weder die Zahl seiner Fotoaufträge 
noch die für jeden Auftrag eingenommene Summe an, legte auch keine 
Bescheinigung seines gelegentlichen Arbeitgebers ein. Unter diesen Umständen 
konnte die Sozialkommission objektiv gesehen unmöglich feststellen, ob die vom 
Beschwerdeführer geltend gemachte Bedürftigkeit bestehe, und gegebenenfalls die 
Höhe der ihm zu gewährenden materiellen Hilfe bestimmen.



Die blossen Behauptungen des Beschwerdeführers über die Höhe seines 
Verdienstes können nicht als zuverlässige Angaben gelten. Ausser der Tatsache, 
dass er seine Einkünfte den Steuerbehörden verschwieg, muss festgestellt werden, 
dass er sich selbständiger Fotograf nennt und vor allem, dass er über genügend 
Mittel verfügt hat, um während mehrerer Monate für sein Existenzminimum 
aufzukommen.



5.d)
Es ist natürlich möglich, dass der Beschwerdeführer von Juli bis Mitte Dezember 201 
auch von seiner Familie und/oder Nahestehenden finanziell unterstützt wurde, durch 
Schenkungen oder Darlehen. Er hat solches jedoch nicht vor der Sozialhilfebehörde 
dargelegt. Wie auch immer: in Anbetracht der Subsidiarität der Sozialhilfe hat die 
freiwillige Hilfe Dritter vor dem Einsatz der öffentlichen Hand zu stehen.




5.e)
Im Übrigen sei vermerkt, dass die Beschwerde nach der geltend gemachten Zeit von 
Bedürftigkeit eingereicht wurde, als der Beschwerdeführer eine Erwerbstätigkeit 
ausübte. Die Prüfung des Falls im Nachhinein erlaubt es zu bestätigen, dass er 
während der Periode, für die er Sozialhilfe verlangt hat – d.h. von Juli bis Mitte 
Dezember 2001 – die Möglichkeit einer Selbstversorgung gefunden hat, und diese 
hat gegenüber der Sozialhilfe, die ein letztes Hilfsmittel darstellt, äussersten Vorrang 
(s. Wolffers, S. 77). Diese Feststellung führt zwingend zur Abweisung der 
Beschwerde.



6.a)
Aus allen bisher aufgeführten Gründen muss die Beschwerde von X abgewiesen und 
der Entscheid der Sozialkommission bestätigt werden.


6.b)
Obwohl seine Bedürftigkeit im Sinne des SHG nicht nachgewiesen ist, ist es 
angemessen, dem Beschwerdeführer die von ihm beantragte unentgeltliche 
Rechtspflege vollumfänglich zu gewähren. Zwar erlaubten ihm seine mageren 
Einkünfte, für seinen Existenzbedarf aufzukommen, doch muss eingeräumt werden, 
dass er nicht genügend Mittel besass, um ohne Beschränkung des notwendigen 
Lebensunterhalts die Kosten eines Verfahrens bestreiten zu können (s. Art. 1 des 
Gesetzes über die unentgeltliche Rechtspflege, URPG; SGF 136.1).



Deshalb werden keine Verfahrenskosten erhoben. Der Beauftragte des 
Beschwerdeführers hat Anspruch auf eine Entschädigung; diese wird nach dem 
Kostenverzeichnis, das er am 29. Juli 2003 eingereicht hat, festgesetzt.


Demzufolge beschliesst

der III. Verwaltungshof :

1.
Die Beschwerde von X wird abgewiesen.


2.
Es werden keine Verfahrenskosten erhoben.


3.
Auf das Gesuch um unentgeltliche Rechtspflege wird eingetreten.


4.
Eine Entschädigung von 2'527,40 Franken (Honorare: Fr. 2'287,50; Auslagen: 
Fr. 61,40; MwSt.: Fr. 178,50) geht an Rechtsanwalt Z. Sie geht zu Lasten des 
Staates.

5.
Mitteilung an:



a) an den Beschwerdeführer, über seinen Beauftragten;


b) an die Kommission des Sozialdienstes von …, mit returniertem Dossier;


c) an die Amtsvormundschaft in Y;


d) an das Sozialdepartement, zur Information.



Givisiez, 12. August 2003
L:/envoi trim/arret_ta_120803_all.doc

